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Mit Anfang 2020 trat 
das „Gewaltschutz-
gesetz 2019“ in 

Kraft. Dieses Gesetzespaket 
vereint zahlreiche Änderun-
gen aus den Vollzugsberei-
chen der Bundesminister für 
Inneres (BMI), für Verfas-
sung, Reformen, Deregulie-
rung und Justiz (BMVRDJ) 
sowie für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit und Konsumen-
tenschutz (BMASGK), die 
sich auf die Ergebnisse der 
„Taskforce Strafrecht“ stüt-
zen. Diese Taskforce wurde 
im Frühjahr 2018 zur Um-
setzung der im damaligen 
Regierungsprogramm vorge-
sehenen Reformen im Straf-
recht eingerichtet.  

Dabei wurden in  zwei 
Kommissionen unter Ein-
bindung von Expertinnen 
und Experten aus Wissen-
schaft und Praxis in enger 
Kooperation mit betroffenen 
Ressorts zahlreiche Empfeh-
lungen für Verbesserungen 
in den Bereichen „Opfer-
schutz und Täterarbeit“ so-
wie „Strafrecht“ erarbeitet. 
Der Fokus lag auf der Stär-
kung der Gewaltprävention, 
insbesondere durch prakti-
sche Maßnahmen zum ver-
besserten Schutz von Opfern 
bzw. gefährdeten Personen.  

Die auf die Erkenntnisse 
der Taskforce gestützten 
Novellen des BMI, BM-
VRDJ und BMASGK wur-
den im Sommer 2019 für je-
weils sechs Wochen offiziel-
len Begutachtungen unterzo-
gen.  

Nach Auflösung der Re-
gierung haben die damaligen 
Koalitionspartner ÖVP und 
FPÖ die Inhalte der Novel-
len aufgegriffen, diese zum 
„Gewaltschutzgesetz 2019“ 
zusammenge fasst und als 
Ini tiativantrag in den Natio-
nalrat eingebracht.  

Im Herbst 2019 passierte 
das „Gewaltschutzgesetz 
2019“ das Parlament und 
wurde am 29.10.2019 mit 
BGBl. I Nr. 105/2019 kund-
gemacht. 

 
Die wesentlichen Neue-

rungen für das BMI betref-
fen unter anderem die Neu-
regelung des Betretungsver-
bots zum Schutz vor Gewalt, 
die Etablierung einer dritten 
Gewaltschutzsäule sowie die 
Einführung sicherheitspoli-
zeilicher Fallkonferenzen. 

 
Betretungs- und Annähe-

rungsverbot. Das „Betre-
tungsverbot (neu: und 
Annäherungsverbot) zum 
Schutz vor Gewalt“ (§ 38a 
SPG) wurde grundlegend 
überarbeitet und neu struktu-
riert. Wesentliche Änderun-
gen sind die Einführung ei-
nes Annäherungsverbots so-
wie die verpflichtende Ge-
waltpräventionsberatung. 
Künftig ist das Betretungs-
verbot immer mit einem 
Annäherungsverbot verbun-
den. Der Gefährder darf sich 
der gefährdeten Person nicht 
auf weniger als 100 Meter 

nähern, egal, wo sich die ge-
fährdete Person befindet. In-
dem sich der Anwendungs-
bereich stets mit der gefähr-
deten Person mitbewegt, 
können alle Orte erfasst wer-
den – unabhängig davon, ob 
es sich um den Arbeitsplatz, 
die Schule, den Kindergar-
ten, einen Sportplatz oder 
den Weg dorthin handelt. 
Eine ausdrückliche Aufzäh-
lung von Schutzbereichen, 
wie dies bislang vorgesehen 
war, ist nun nicht mehr er-
forderlich. 

Außerdem wurde der 
Ausspruch eines Betretungs- 
und Annäherungsverbots er-
leichtert. Künftig ist gesetz-
lich festgelegt, dass das Be-
tretungsverbot einen Um-
kreis von 100 Metern um die 
geschützte Wohnung um -
fasst – das einschreitende 
Organ muss den Schutzbe-
reich nicht mehr im Einzel-
fall konkretisieren. Dadurch 
wird es möglich, Betretungs- 
und Annäherungsverbote für 
Wohnungen anzuordnen, die 
außerhalb des Sprengels des 
einschreitenden Organs lie-
gen. Bislang musste die ört-
lich zuständige Behörde in-
formiert und das Betretungs-
verbot durch diese ausge-
sprochen werden. 

Darüber hinaus wurde ei-
ne ausdrückliche Durchsu-
chungsbefugnis zur Abnah-
me der Wohnungsschlüssel 
des Gefährders eingeführt. 
Bislang konnten Schlüssel 
nur abgenommen werden, 
wenn der Gefährder sie frei-
willig herausgegeben hatte 
oder ersichtlich war, dass 
sich die Schlüssel etwa in 
der Hosentasche befanden. 

 
Gewaltpräventionszen-

tren. Eine wesentliche 
Neuerung, die auch im Zu-
sammenhang mit § 38a SPG 

steht, stellt die gesetzliche 
Verankerung der aktiven Ar-
beit mit den Gefährdern 
durch sogenannte Gewalt-
präventionszentren dar. 
Bundesweit sollen bewährte, 
geeignete Einrichtungen für 
opferschutzorientierte Täter-
arbeit implementiert werden, 
die durch den Innenminister 
vertraglich damit betraut 
werden, bei Anordnung ei-
nes Betretungs- und Annäh-
erungsverbots zum Schutz 
vor Gewalt (§ 38a SPG) mit 
dem Gefährder eine Gewalt-
präventionsberatung durch-
zuführen (§ 25 Abs. 4 SPG).  

Der Gefährder ist künftig 
verpflichtet, binnen kurzer 
Frist nach Ausspruch der 
Maßnahme an einer solchen 
Beratung teilzunehmen – tut 
er dies nicht, begeht er eine 
Verwaltungsübertretung       
(§ 84 Abs. 1b SPG). Dieser 
neue Teil der Interventions-
kette soll ein möglichst 
frühes Durchbrechen der 
Gewaltspirale bewirken. Um 
eine flächendeckende Ein-
richtung von Gewaltpräven-
tionszentren sicherzustellen, 
treten die diesbezüglichen 
Änderungen erst mit 1. Jän-
ner 2021 in Kraft. 

 
Sicherheitspolizeiliche 

Fallkonferenzen. Außerdem 
wurde eine ausdrückliche 
Rechtsgrundlage zur Ein-
richtung von disziplinen -
übergreifenden „sicherheits-
polizeilichen Fallkonferen-
zen“ bei Hochrisikofällen 
geschaffen (§ 22 Abs. 2 
SPG).  

Basierend auf den Erfah-
rungen des Wiener MARAC-
Projekts (Multi-Agency-Risk 
Assessment Conferences) 
und den Ergebnissen der 
„Sonderkommission Brun-
nenmarkt“ soll bei High-
 Risk-Fällen die Einberufung FO
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Mehr Schutz für Opfer  
 

Mit dem „Gewaltschutzgesetz 2019“ werden besondere Maßnahmen zum Schutz vor Sexual- und Gewalt-
delikten umgesetzt – wie das Annäherungsverbot und die verpflichtende Gewaltpräventionsberatung.

Erweiterte Schutzmaßnah-
men: Die Polizei darf einem  
Gefährder die Wohnungs-
schlüssel abnehmen.



von solchen Fallkonferenzen 
durch die und unter Leitung 
der Sicherheitsbehörde eta-
bliert werden. Ein Hochrisi-
kofall liegt vor, wenn auf-
grund bestimmter Tatsachen 
anzunehmen ist, dass eine 
bestimmte Person wahr-
scheinlich eine mit mehr als 
einjähriger Freiheitsstrafe 
bedrohte Handlung gegen 
Leben, Gesundheit, Freiheit 
oder Sittlichkeit eines ande-
ren begehen wird.  

Ziel ist es, den Informati-
onsfluss zwischen den erfor-
derlichen Beteiligten zur 
Verhinderung wahrscheinli-
cher Angriffe bei Hochrisi-
kofällen zu verbessern, um 
rasch zu einem  effektiven 
Schutz beitragen und auf 
den Einzelfall abgestimmte 
Schutzmöglichkeiten ent-
wickeln zu können. 

 
Namensänderung. Opfern 

von psychischer oder physi-
scher Gewalt soll es erleich-
tert werden, ein neues Leben 
zu beginnen. Mitunter wird 
nur noch in der Schaffung 
einer neuen Identität der ein-
zige Ausweg gesehen, um 
jeglichen Kontakt mit den 
Tätern zu vermeiden. Die 
Änderung des Namens kann 
eine wesentliche Erleichte-
rung für die Betroffenen be-
wirken. Allerdings fielen 
bislang für eine Namensän-
derung beträchtliche Kosten 
an, da gesetzlich keine be-
sondere Ausnahme vorgese-
hen war.  

Eine solche Ausnahme 
wurde nunmehr geschaffen: 
Ab 1. März 2020 können 
Opfer von Delikten gegen 
Leib und Leben, gegen die 
Freiheit oder gegen die se-
xuelle Integrität und Selbst-
bestimmung kostenlos ihren 
Namen ändern lassen. Er-
gänzend dazu kann künftig 
die Sozialversicherungsnum-
mer geändert werden. 

 
Bodycams. Unabhängig 

von der Taskforce wurde die 
Rechtsgrundlage für den of-
fenen Einsatz von Bild- und 

Tonaufzeichnungsgeräten 
zum Zweck der Dokumenta-
tion von Amtshandlungen, 
bei denen die Organe des öf-
fentlichen Sicherheitsdiens -
tes Befehls- und Zwangsge-
walt ausüben („Bodycams“), 
dauerhaft ins SPG übernom-
men.  

Diese wäre mit Ablauf 
des Jahres entfallen. Da die 
gesammelten Erfahrungs-
werte jedoch belegen, dass 
der für das Gegenüber deut-
lich erkennbare und an-
gekündigte Einsatz der „Bo-
dycams“ sowohl von vor-
beugender, deeskalierender 
Wirkung als auch von we-
sentlicher Bedeutung als ob-
jektivierter Beweis sein 
kann, wird an diesen festge-
halten. 

Strafrecht und Gesund-
heitswesen. Weitere Ände-
rungen zur Verbesserung des 
Schutzes vor Gewalt sind 
insbesondere im Strafrecht, 
bei „Einstweiligen Verfü-
gungen“ sowie bei der ärztli-
chen Anzeigepflicht vorge-
sehen, die im Folgenden aus-
zugsweise angeführt sind. 

 
Im Straf- und Strafpro-

zess recht wurden die Rege-
lungen zur Strafzumessung – 
etwa Straferschwerungs- 
oder Strafverschärfungs-
gründe – überarbeitet. Auch 
die Mindestfreiheitsstrafe 
bei Vergewaltigung wurde 
auf zwei Jahre angehoben 
und die Möglichkeit der 
gänzlich bedingten Straf-
nachsicht ausgeschlossen. 

Erweitert wurde der „Stal-
king“-Tatbestand, der künf-
tig auch verwirklicht werden 
kann, wenn Tatsachen oder 
Bildaufnahmen des höchst-
persönlichen Lebensberei-
ches ohne Zustimmung des 
Opfers veröffentlicht wer-
den. Auch der Anwendungs-
bereich des gerichtlichen 
Tätigkeitsverbots wurde er-
weitert und erfasst nunmehr 
neben allen Sexualdelikten 
alle Vorsatztaten gegen 
Leib, Leben oder Freiheit 
von Minderjährigen und 
wehrlosen Personen, die mit 
mehr als einem Jahr Frei-
heitsstrafe bedroht sind.  

Aufgrund der Neurege-
lung des Tätigkeitsverbotes 
wurden auch die flankieren-
den Bestimmungen im 
Strafregis tergesetz und im 
Tilgungsgesetz adaptiert. 
Weiters hat die Strafprozess -
ordnung geringfügige Über-
arbeitungen erfahren, um in 
erster Linie die Opferrechte 
zu verbessern. Auch die ge-
richtlich angeordneten einst-
weiligen Verfügungen wur-
den überarbeitet, um etwa 
Cybermobbing erfassen zu 
können und Informations-
flüsse zu verbessern. 

 
Ärztliche Anzeige- und 

Meldepflichten. Zur Vervoll-
ständigung des Gesetzespa-
kets zum Schutz vor Gewalt 
wurden schließlich auch die 
gesetzlichen Regelungen für 
Angehörige von Gesund-
heitsberufen über die Anzei-
ge- und Meldepflichten bei 
begründetem Verdacht von 
bestimmten gerichtlich straf-
baren Handlungen verein-
heitlicht. 

 
Inkrafttreten. Die Ände-

rungen des „Gewaltschutz-
gesetzes 2019“ traten – bis 
auf wenige Ausnahmen – 
mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 
Für die Gewaltpräventions-
zentren ist hingegen eine Le-
gisvakanz bis 1. Jänner 2021 
vorgesehen, um die nötigen 
Voraussetzungen zu schaf-
fen.              Marina Prunner
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Gewaltschutzgesetz neu: Künftig ist das Betretungsverbot  
immer mit einem Annäherungsverbot verbunden.


